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A. Bericht des Abgeordneten Kramei 


L Allgemeines 

Nach Anhörung der Berufsverbände der Polizei- 
beamten am 28. Januar 1960 wurde der Regierungs- 
entwurf am 23. und 24. Februar, am 17. und 23. März 
und am 11. Mai 1960 vom Ausschuß für Inneres be- 
raten. Dabei wurde sehr eingehend die Frage er- 
örtert, ob es gerechtfertigt sei, die Rechtsverhält- 
nisse der Vollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz, 
im Bundeskriminalamt und im Bundesministerium 
des Innern in einem Bundespolizeivollzugsbeamten- 
gesetz zu regeln, oder ob es im Hinblick auf die be- 
sonderen Aufgaben und die polizeitruppenmäßige 
Gliederung des Bundesgrenzschutzes nicht richtiger 
sei, die Rechtsverhältnisse für diese Beamtengruppe 
in einem besonderen Grenzschutzbeamtengesetz zu 
regeln. Der Ausschuß hat sich einmütig zu einem 
einheitlichen Polizeivollzugsbeamtengesetz bekannt. 

Der Ausschuß für Inneres hat den Standpunkt 
unterstrichen, daß der Angehörige des Bundes- 
grenzschutzes Beamter sein muß und daß der 
Bundesgrenzschutz eine echte polizeiliche Aufgabe 
zu erfüllen hat. Aus diesem Grunde ist es abwegig, 
für den Bundesgrenzschutz ein eigenes Beamtenge- 
setz zu erlassen, die Regelung seiner Rechtsverhält- 
nisse in einem für alle Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes geltenden Gesetz (Bundespolizeivollzugsbe- 
amtengesetz) dagegen erforderlich. 

Der Vorschlag, die Rechtsverhältnisse der Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes in einem besonderen 
Abschnitt des Bundesbeamtengesetzes (BBG) zu 
regeln, wurde nicht weiterverfolgt, weil der poli- 


zeitruppenmäßige Charakter des Bundesgrenzschut- 
zes zum Teil so erhebliche Abweichungen von dem 
allgemeinen Beamtenrecht erfordert, daß sie den 
Rahmen des Bundesbeamtengesetzes gesprengt 
hätten. Auch § 190 BBG, der bestimmt, daß das BBG 
nur insoweit für die Polizeävollzugsbeamten des 
Bundes gilt, als gesetzlich nichts anderes vorge- 
schrieben ist, geht offenbar von einer Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes durch ein besonderes Gesetz aus. 

Der Aufbau des BPolBG unterscheidet zwischen 
den Beamten defS kriminalpolizeilichen Dienstes, 
bei denen nur in geringem Umfange die Notwendig- 
keit zu einer von dem allgemeinen Beamtenrecht ab- 
weichenden Sonderregelung besteht, und denen im 
Bundesgrenzschutz und im Bundesministerium des 
Innern, deren Eingliederung in das allgemeine Be- 
amtenrecht gewisse Abweichungen notwendig 
macht. Dementsprechend sind die Feststellung des 
Personenkreises der Polizeivollzugsbeamten, die 
Ordnung ihrer Laufbahn, die Forderungen an die 
Dienstfähigkeit und die Bestimmung einer grundsätz- 
lich früheren Altersgrenze in dem für alle Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes gemeinsam geltenden 
Abschnitt I geregelt, während der Abschnitt II sich 
ausschließlich mit den Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz und im Bundesministerium des 
Innern befaßt. Der Abschnitt III trifft Bestimmun- 
gen für die Beamten im Bundesgrenzschutz und im 
Bundesministerium des Innern für die Zeit des Über- 
ganges vom bisherigen vorl. BPolBG auf das end- 
gültige BPolBG. 
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Der Ausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 
11. Mai 1960 entschlossen, auch die Beamten des 
Ordnungsdienstes der Verwaltung des Deutschen 
Bundestages in das Gesetz aufzunehmen. Er hat des- 
halb den § 1 um einen zweiten Absatz ergänzt, die 
Verwaltung des Deutschen Bundestages in § 3 Abs. 1 
Nr. 2 mit aufgeführt und für die Beamten des Ord- 
nungsdienstes in § 30 Abs. 4a eine besondere Uber- 
gangsregelung vorgesehen. 

Die vom Ausschuß für Inneres gegenüber der Re- 
gierungsvorlage beschlossenen Änderungen erge- 
ben sich aus der diesem Bericht angeschlossenen 
Gegenüberstellung. 

11. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu § 1 (Personenkreis) 

Seitdem man dazu überging, das Polizeibeamten- 
recht zu kodifizieren, d. h. zusammenfassend, syste- 
matisch und erschöpfend zu regeln, wurde eine Tren- 
nung zwischen dem Polizeivollzugsbeamten und dem 
Polizeiverwaltungsbeamten gemacht, ohne daß es 
dem Gesetzgeber, der Praxis oder der Rechtswissen- 
schaft gelungen wäre, begrifflich festzulegen, wo und 
wie die Trennungslinie zwischen beiden Beamten- 
gruppen zu ziehen ist. Auch die im § 1 vorgesehene 
Festlegung, daß zum Begriff des Polizeivollzugsbe- 
amten seine Betrauung mit polizeilichen Aufgaben 
und seine Befugnis zur Anwendung unmittelbaren 
Zwanges gehöre, kann nicht voll befriedigen. Bei 
der Beratung des Gesetzentwurfs wurde deshalb die 
Frage eingehend erörtert, ob die Beamtengruppen, 
deren Angehörige Polizeivollzugsbeamte sein sol- 
len, nicht im Gesetz aufgezählt werden müßten; eine 
solche Aufzählung sollte auch der Befürchtung Rech- 
nung tragen, daß anderenfalls im Wege der in § 1 
vorgesehenen Rechtsverordnung Beamtengruppen, 
die nicht zum Bundesgrenzschutz, zum Biindeskrimi- 
nalamt und zum Bundesministerium des Innern ge- 
hören, Polizeivollzugsbeamteneigenschaft erhalten 
könnten. In Anlehnung an den § 99 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes wurde durch Umformulierung 
des § 1 deutlich gemacht, daß andere Beamtengrup- 
pen als im Bundesgrenzschutz, im Bundeskriminal- 
amt und im Bundesministerium des Innern durch 
Rechtsverordnung zu Polizeivollzugsbeamten nicht 
bestimmt werden können. Auf eine katalogmäßige 
Aufzählung der einzelnen Beamtengruppen im Ge- 
setz wurde verzichtet, um bei Änderung von Amts- 
bezeichnungen usw. eine Novellierung des Gesetzes 
zu vermeiden. Die Beamten des Ordnungsdienstes 
der Verwaltung des Deutschen Bundestages sind 
durch Einfügen eines neuen Absatzes 2 in das 
Gesetz auf genommen worden. 

Zu § 2 (Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften) 

Durch diese Bestimmung soll im Hinblick auf § 190 
des Bundesbeamtengesetzes eindeutig festgelegt 
werden, daß auf die Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes grundsätzlich die für die übrigen Bundes- 
beamten geltenden Vorschriften Anwendung fin- 
den, soweit das Gesetz nicht Abweichungen vor- 
sieht, die durch die Polizeivollzugsbeamteneigen- 
schaft geboten sind. 


Zu § 3 (Laufbahnen) 

Bereits der Bundesrat hatte vorgeschlagen, die in 
§ 3 vorgesehene Ermächtigung der Bundesregierung 
zum Erlaß der Laufbahnverordnungen entsprechend 
Artikel 80 GG im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu konkretisieren. Der Ausschuß 
teilte diese Auffassung und legte die Laufbahnen 
im Bundesgrenzschutz, im Bundeskriminalamt, im 
Bundesministerium des Innern und in der Verwal- 
tung des Deutschen Bundestages in den Grundzügen 
fest. 

Zu § 4 (Polizeidienstunfähigkeit) 

Nach eingehender Erörterung entschied sich der 
Ausschuß dafür, das Gutachten über die Polizei- 
dienstunfähigkeit im Bundesgrenzschutz nicht durch 
einen Amtsarzt, sondern durch einen beamteten 
Grenzschutzarzt abgeben zu lassen. 

Gegen diese Regelung war geltend gemacht wor- 
den, 

a) daß der § 101 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
ein amtsärztliches Gutachten fordere, 

b) daß ein möglichst unabhängiger Arzt dieses Gut- 
achten mit seinen weitgehenden Folgen abgeben 
sollte. 

Demgegenüber ist festzustellen, 

a) daß die Grenzschutzärzte die Polizeidienstun- 
fähigkeit auch im wohlverstandenen Interesse 
der Grenzschutzbeamten besser beurteilen kön- 
nen als der dem Bundesgrenzschutz fremde 
Amtsarzt, 

b) daß das Verfahren bei ärztlichen Gutachten im 
Bundesgrenzschutz genau vorgeschrieben und ge- 
gen unzulässige Beeinflussung weitestgehend ab- 
gesichert ist (kein Einfluß des Dienstvorgesetz- 
ten, Obergutachten ärztlicher Kommission vor- 
her unbeteiligter Ärzte, Nachprüfung durch Kom- 
mandoarzt und ärztlichen Referenten des Bun- 
desministeriums des Innern, bei Polizeivollzugs- 
beamten auf Lebenszeit Verfahren nach §§ 42/47 
BBG). 

Der Ausschuß stimmte der Regierungsvorlage zu, 
hält es aber für erforderlich, bei sich bietender Ge- 
legenheit den § 101 des Beamtenrechtsrahmenge- 
setzes dahin abzuändern, daß beamtete Polizei- 
ärzte mit der Erstattung von Gutachten über die 
Polizeidienstunfähigkeit beauftragt werden können. 

Zu § 5 (Altersgrenze. Eintritt in den Ruhestand. 

Ausgleich) 

Entsprechend der im vorl. BPolBG und der bei den 
Ländern getroffenen Regelung soll die Altersgrenze 
für die Polizeivollzugsbeamten des Bundes grund- 
sätzlich das 60, Lebensjahr sein. In dem Bestreben, 
von dem allgemeinen Beamtenrecht abweichende 
Regelungen nur dann zuzulassen, wenn sie durch die 
Art des Polizeivollzugsdienstes zwingend geboten 
sind, hat sich der Ausschuß gegen die im wesent- 
lichen aus Ausbildungsgründen vorgesehene Hinaus- 
schiebung des Eintritts in den Ruhestand bis zu dem 
auf die Altersgrenze folgenden 31. März oder 
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30. September ausgesprochen. Der Polizeivollzugs- 
beamte auf Lebenszeit soll entsprechend der Vor- 
schrift des § 41 BBG mit dem Ende des Monats in 
den Ruhestand treten, in dem er das 60. Lebensjahr 
oder die im § 24 vorgesehene andere Altersgrenze 
erreicht. Der Ausschuß war der Auffassung, daß die 
Altersgrenzen, wenn sie ihren Sinn haben sollten, 
eingehalten werden müßten, und daß es einer Hin- 
ausschiebung bei vorausschauender Personalpolitik 
nicht bedürfe. Die Absätze 2 und 3 des Gesetzent- 
wurfs wurden deshalb gestrichen und lediglich für 
eine Übergangszeit (vgl. § 30 Abs. 3b) eine Hinaus- 
schiebung des Eintritts in den Ruhestand in Aus- 
nahmefällen noch zugelassen. 

Die Vorschrift in Absatz 4 — Gewährung eines 
Ausgleichs — entspricht der im § 103 BRRG ge- 
troffenen Regelung. 

Zu § 6 (Arten des Beamtenverhältnisses) 

Die Besonderheiten der Aufgabe und des Auf- 
baues des Bundesgrenzschutzes bedingen bei der 
Masse der Grenzschutzvollzugsbeamten gewisse 
Abweichungen bei der Ausgestaltung des Beamten- 
verhältnisses. Ähnlich der im vorl. BPolBG getrof- 
fenen Regelung wurde daher an einem Beamten- 
verhältnis auf Widerruf eigener Art festgehalten. 

Zu § 7 (Gemeinsames Wohnen) 

Während nach § 4 des vorl, BPolBG jeder Polizei- 
vollzugsbeamte durch den Dienstvorgesetzten zum 
Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft verpflich- 
tet werden konnte, besteht eine solche grundsätz- 
liche Verpflichtung nunmehr nur noch während der 
ersten 5 Dienstjahre oder bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres. 

Zu § 8 (Eheschließung) 

Unabhängig von der Frage, ob eine Einschrän- 
kung des Rechts zur Eheschließung mit dem Grund- 
gesetz vereinbar ist, hat der Ausschuß sich auf den 
Standpunkt gestellt, daß die für eine Polizeitruppe 
notwendige jederzeitige Einsatzbereitschaft auf an- 
deren Wegen als durch ein Verbot einer frühzeiti- 
gen Eheschließung erreicht werden kann. Selbst 
wenn derartige einschränkende Bestimmungen in 
den früheren Polizeibeamtengesetzen von Bund 
(Reich) und Ländern bestanden und derartige Be- 
stimmungen auch heute noch bei der Mehrzahl der 
Länder Geltung haben, kann eine zwingende Not- 
wendigkeit zu einer von dem übrigen Beamtenrecht 
abweichenden Regelung nicht anerkannt werden. 
Der Ausschuß sprach sich fast einstimmig für eine 
Streichung dieser Vorschrift aus; dabei vertrat er den 
Standpunkt, daß 

a) ein verheirateter Polizeivollzugsbeamter, dessen 
Familie am Standort wohnt, zum Wohnen in 
einer Gemeinschaftsunterkunft grundsätzlich 
nicht verpflichtet werden sollte, 

b) durch Schaffung von geeignetem Familien-Wohn- 
raum in der Nähe von Grenzschutz-Unterkünften 
dem Erfordernis einer jederzeitigen Einsatzbe- 
reitschaft Rechnung getragen werden müßte. 


Zu § 9 (Dienstzeit) 

Die vorgesehene Regelung entspricht im wesent- 
lichen der im § 7 des vorl. BPolBG getroffenen. 

Aufgaben und Aufbau des Bundesgrenzschutzes 
lassen eine Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit 
nur in beschränktem Umfange zu. Die Masse der Be- 
amten muß nach einer auf die Ausbildungs- und Ein- 
satzbedürfnisse sowie die Unterbringungsmöglich- 
keiten in einem anderen Beruf abgestellten Zeit aus 
dem Bundesgrenzschutz ausscheiden. Ersatzschwie- 
rigkeiten und notwendige Angleichung der Berufs- 
förderung und der Übergangsversorgung an die der 
Soldaten auf Zeit ließen es geboten erscheinen, die 
Dienstzeit von 7 auf 8 Jahre heraufzusetzen. Dabei 
ist für die im Dienst befindlichen Beamten, die sich 
noch nicht in einer fachlichen Ausbildung und Wei- 
terbildung für das spätere Berufsleben befinden, in 
den Übergangsbestimmungen das Recht vorgesehen, 
sich innerhalb von 3 Monaten nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zu entscheiden, ob sie eine 7- oder eine 
8jährige Dienstzeit abzuleisten wünschen. 

Zu § 10 (Entlassung) 

An den in § 8 des vorl. BPolBG niedergelegten 
Grundsätzen hat sich nichts geändert. 

Zu § 11 (Berufsförderung) 

Diese Vorschrift lehnt sich an § 4 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes an. 

Zu § 12 (Allgemeinberufliche Ausbildung) 

Auch diese Bestimmung lehnt sich an das Solda- 
tenversorgungsgesetz an. 

Zu § 13 (Fachliche Ausbildung oder Weiterbildung 
für das spätere Berufsleben) 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß nicht nur 
der zeitliche Umfang, sondern auch die Höhe der 
Kosten einer fachlichen Ausbildung und Weiterbil- 
dung gesetzlich beschränkt werden sollten. Da eine 
derartige Beschränkung der Kosten durch Festset- 
zung eines bestimmten DM-Betrages für bedenklich 
gehalten wurde, entschied sich der Ausschuß für eine 
Fassung, die deutlich macht, daß die Höhe der Ko- 
sten in angemessenem Verhältnis zur Dauer der 
Dienstzeit stehen muß, und für eine zeitliche Fest- 
legung der Freistellung vom Dienst zur Durchfüh- 
rung dieser Aus- und Weiterbildung. Einzelheiten 
sollen durch Verwaltungsvorschriften festgelegt 
werden. Die Absätze 1 und 2 wurden entsprechend 
geändert. 

Zu § 14 (Eingliederung in das spätere Berufsleben) 

Auch diese Vorschrift lehnt sich an das Soldaten- 
versorgungsgesetz an. 

Zu § 15 (Anrechnung von Zeiten der fachlichen 
Ausbildung oder Weiterbildung und des 
Polizeivollzugsdienstes bei Arbeitneh- 
mern) 
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Bedenken wurden gegen die im Regierungsent- 
wurf vorgesehene Regelung erhoben, nach der Zei- 
ten einer fachlichen Ausbildung oder Weiterbildung 
und Zeiten des Polizeivollzugsdienstes auf die Be- 
triebszugehörigkeit angerechnet werden sollen. Eine 
derartige Anrechnung ist in Privatbetrieben in der 
Regel untunlich, darüber hinaus würde eine gesetz- 
liche Vorschrift der genannten Art sich dadurch 
zum Schaden des Beamten auswirken, daß der Be- 
trieb eine Einstellung überhaupt ablehnt. Nach Auf- 
fassung des Ausschusses soll der Betriebsinhaber 
zMmr berechtigt, aber nicht verpflichtet sein, im 
öffentlichen Dienst — hier im Polizeivollzugsdienst 
— abgeleistete Dienstzeiten auf die Betriebszuge- 
hörigkeit anzurechnen. Lediglich für die auf Grund 
des Wehrpflichtgesetzes auf den Grundwehrdienst 
anrechenbare Dienstzeit im Bundesgrenzschutz soll 
eine Anrechnungspflicht bestehen. Der Ausschuß hat 
deshalb beschlossen, daß die Zeit des Polizeivoll- 
zugsdienstes nur bis zur Dauer des Grundwehr- 
dienstes auf die Betriebszugehörigkeit anzurechnen 
ist. 

Zu § 16 (Zulassungsschein) 

Der Ausschuß hat beschlossen, den Zulassungs- 
schein auch denjenigen wegen Polizeidienstunfähig- 
keit infolge Dienstbeschädigung entlassenen Polizei- 
vollzugsbeamten auf Widerruf zu erteilen, bei denen 
das Dienstverhältnis noch nicht auf 12 Jahre verlän- 
gert worden ist. Damit soll diesen Beamten die 
Möglichkeit gegeben werden, die Vorteile des Stel- 
lenvorbehalts nach § 17 in Anspruch zu nehmen. Auf 
diese Weise können in Anlehnung an die Verset- 
zungsmöglichkeit der polizeidienstunfähig gewor- 
denen Polizeivollzugsbeamten auf Lebenszeit auch 
Beamte auf Widerruf im Beamtenverhältnis verblei- 
ben und erhebliche Mittel eingespart werden. 

Zu § 17 (Stellenvorbehalt) 

Um Zahl und Art der jährlich für die Inhaber von 
Zulassungsscheinen zur Verfügung zu haltenden 
Stellen des einfachen, mittleren und gehobenen 
Dienstes in der Bundesverwaltung eindeutig fest- 
zulegen, hat der Ausschuß geprüft, ob diese Stellen 
im Haushaltsplan, mindestens aber in den Erläute- 
rungen dazu, aufgeführt werden könnten. Da einer 
solchen Regelung jedoch die Vorschrift des Arti- 
kels 110 GG, nach der in das Bundeshaushaltsgesetz 
(damit auch in den Bundeshaushaltsplan) keine Vor- 
schriften aufgenommen werden dürfen, die über das 
Rechnungsjahr hinausgehen oder sich nicht auf die 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes oder seiner 
Verwaltung beziehen, entgegensteht, unterblieb 
eine Änderung der Regierungsvorlage. 

Zu §§ 18 und 19 (Übergangsgebührnisse und Uber- 
gangsbeihilfe) 

Die Bestimmungen lehnen sich eng an das Solda- 
tenversorgungsgesetz an. Trotz der erheblichen Auf- , 
Wendungen, die auf Grund dieser Bestimmungen an ; 
die aus dem Bundesgrenzschutz nach Ableistung der j 
Dienstzeit ausschoidenden und in die Privatwirt- ; 
Schaft übergehenden Beamten zu machen sind, hielt | 
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der Ausschuß es nicht für gerechtfertigt, die Grenz- 
schutzbeamten schlechter als die Soldaten zu stellen. 

Zu § 20 (Versorgung bei Polizeidienstunfähigkeit 
infolge Dienstbeschädigung) 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem § 12 
des vorl. BPolBG. 

Zu § 21 (Versorgung bei Dienstunfall) 

Es wurde eingehend erörtert, ob der Berechnung 
des Unterhaltsbeitrages bei Polizeidienstunfähigkeit 
infolge Dienstunfalls nicht grundsätzlich ein höherer 
Mindestbetrag als die Endstufe der Besoldungs- 
gruppe A 1 zugrunde gelegt werden kann. Der Aus- 
schuß entschied sich schließlich für die Beibehaltung 
der Regierungsvorlage, weil den übrigen Beamten 
bei Dienstunfall Unfallruhegehalt entsprechend § 140 
BBG auch nur aus der Endstufe der Besoldungs- 
gruppe A 1 (Mindestsatz) gewährt wird. 

I Zu § 22 (Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit) 

Die Vorschrift entspricht dem § 15 des vorl. 
BPolBG. Die Bestimmung, daß eine Anstellung auf 
Lebenszeit erst erfolgen soll, wenn dem Beamten 
ein Amt mindestens der Besoldungsgruppe A 6 ver- 
liehen worden ist, entspricht der bisherigen Übung. 

Zu § 23 (Versetzung bei Polizeidienstunfähigkeit) 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß nicht nur 
dem polizeidienstunfähig gewordenen Beamten auf 
Lebenszeit die Möglichkeit der Verwendung in einer 
anderen Laufbahn geboten werden sollte, sondern 
auch dem Beamten auf Widerruf; das sei auch aus 
Gründen der Kostenersparnis notwendig. Die bis- 
herige Übung, derartige Polizeivollzugsbeamte auf 
Widerruf nach Möglichkeit im Angestelltenverhält- 
nis im Bundesgrenzschutz weiterzuverwenden, sei 
keine befriedigende Lösung. Der Ausschuß entschied 
sich dafür, dem polizeidienstunfähig gewordenen 
Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf unabhängig 
von der Dauer der abgeleisteten Dienstzeit die Mög- 
lichkeit zu geben, sich auf Grund des ihm zu ertei- 
lenden Zulassungsscheines um Stellen in der übrigen 
Bundesverwaltung zu bewerben (vgl. die Änderung 
zu § 16 — Zulassungsschein). 

Zu § 24 (Besondere Altersgrenzen) 

So sehr der Ausschuß eine Höchstaltersgrenze für 
Polizeivollzugsbeamte von 60 Lebensjahren (bei den 
übrigen Bundesbeamten 65 Jahre) für richtig hält, 
war er der Auffassung, daß von früheren oder spä- 
teren Altersgrenzen für Polizeivollzugsbeamte so 
weit als möglich abgesehen werden sollte. Nur in 
den Fällen, in denen von Beamten ein besonderes 
Maß von körperlicher und geistiger Frische sowie 
die Kraft zu schnellem Entschluß verlangt werden 
muß, konnte sich der Ausschuß zu einer früheren 
Altersgrenze entschließen. Er entschied sich abwei- 
chend von der Regierungsvorlage dafür, die Alters- 
grenze für Leutnante, Oberleutnante und Haupt- 
leute im Bundesgrenzschutz auf die Vollendung des 
55., für Majore und Oberstleutnante im Bundes- 
grenzschutz auf das 58. Lebensjahr festzusetzen und 
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die für Grenzschutzärzte vorgesehene Alters- 
grenze von 65 Jahren auf die allgemeine Alters- 
grenze von 60 Jahren herabzusetzen. Eine weitere 
Unterteilung der Altersgrenzen für die verschiede- 
nen Beamtengruppen hielt der Ausschuß für un- 
tunlich. 

Zu § 25 (Ruhegehalt) 

Infolge der vom Ausschuß beschlossenen Strei- i 
chung des § 5 Abs. 2 (Eintritt in den Ruhestand erst ! 
mit dem auf das Erreichen der Altersgrenze folgen- 
den 31. Marz oder 30. September) ist der Absatz 1 
gegenstandslos geworden. 

Zu § 26 (Umzugskostenbeihilfe) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem § 62 des | 
Soldatenversorgungsgesetzes; sie erweitert die im 
§ 1 1 des vorl. BPolBG vorgesehene Regelung. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die Ge- 
währung einer Umzugskostenbeihilfe an die Hinter- 
bliebenen eines Polizeivollzugsbeamden auf Wider- 
ruf, der während seines Dienstverhältnisses verstor- 
ben ist, nicht von der Ableistung einer bestimmten 
Mindestdienstzeit abhängig gemacht werden sollte. 
Die einschränkende Bestimmung im Absatz 1 letzter 
Satz „jedoch nach einer Dienstzeit von mehr als 
einem Jahr" beschloß der Ausschuß zu streichen. 

Zu § 27 (Einmalige Flugunfallentschädigung) 

Mit der Flugunfalientschädigung soll das fliegende 
Personal im Bundesgrenzschutz bedacht werden, wenn 
es bei einer außergewöhnlichen dienstlichen Verrich- 
tung in außergewöhnlichem Maße zu Schaden an Leib 
und Leben kommt. Um Zweifel über den Personen- 
kreis auszuschließcn, wurde auch im Absatz 1 auf 
Absatz 4 Bezug genommen. Ebenfalls der Klarheit 
soll die Ergänzung im Absatz 2 Satz 1 dienen, daß 
die Entschädigung an Hinterbliebene nur dann ge- 
währt wird, wenn das Dienstverhältnis als Polizei- 
vollzugsbeamter durch Unfalltod endet. 

Da auch Beamte und Angestellte des Bundesgrenz- 
schutzes und des Bundesministeriums des Innern 
kraft Auftrages vorübergehend zu dem besonders 
gefährdeten fliegenden Personal gehören können, 
schlägt der Ausschuß die Einfügung eines entspre- 
chenden Absatzes 3a vor. Ob darüber hinaus Unfälle 
bei außergewöhnlichen dienstlichen Verrichtungen 
versorgungsmäßig besonders zu entschädigen sind, 
bedarf einer allgemeinen Prüfung. 

Zu § 28 (Erstattung der Kosten für eine Fachaus- 
bildung) 

Der Ausschuß sprach sich für Streichung dieser 
Vorschrift aus, 

a) weil die Fachausbildung nicht aus persönlichen, 
sondern aus dienstlichen Gründen gewährt werde, 

b) weil die Lehr- und Lernmittelfreiheit eine Rück- 
zahlung von Kosten ebenfalls nicht vorsehe, 

c) weil eine derartige Bestimmung mit dem Recht 
auf Freizügigkeit in der Berufswahl nur schwer 
vereinbar sei. 


Zu § 29 (Strafvorschrift) 

Die Vorschrift ist sehr eingehend erörtert worden. 

Zuzugeben ist, daß 

a) bei nur Bjähriger Dienstzeit im Bundesgrenz- 
schutz bei den Beamten eine weniger feste Bin- 
dung an das Amt entsteht als bei einer Anstel- 
lung auf Lebenszeit, 

b) die Verpflichtung des Dienstherrn, den Beamten 
auf Antrag nach § 30 BBG jederzeit entlassen zu 
müssen, besonders in Notzeiten die Auffassung 
entstehen lassen kann, dem Dienst fernbleiben 
zu dürfen, 

c) eine Strafdrohung nur für den Verteidigungsfall 
den Erfordernissen des Bundesgrenzschutzes nicht 
voll gerecht wird; die eigenartigen Verhältnisse 
an der SBZ-Demarkationslinie können die durch 
eine Strafdrohung geschützte Einsatzbereitschaft 
der Grenzschutzbeamten früher erfordern, als 
der Verteidigungsfall gegeben ist, 

d) die Gefahr, ein schlechtes Beispiel werde gute 
Sitten verderben, in einer Polizeitruppe größer 
ist als in einem anderen Beamtenkörper, 

e) diese Strafdrohung in erster Linie die psycho- 
logische Wirkung haben soll, dem Grenzschutz- 
beamten zum Bewußtsein zu bringen, daß er, be- 
sonders in Notzeiten, die Pflicht hat, den Staat 
in seinem Bestände und in seiner freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung auch unter Ein- 
satz seines Lebens zu schützen. 

Diesen Gründen stehen folgende Einwände gegen- 
über: 

a) Eine derartige Strafdrohung würde erstmalig in 
ein Polizeibeamtengesetz aufgenommen werden 
und könnte vv^egen ihrer mit § 15 des Wehrstrafge- 
setzes übereinstimmenden Formulierung den Ein- 
druck erwecken, als ob der Bundesgrenzschutz 
nicht eine Polizeitruppe, sondern eine paramili- 
tärische Einrichtung wäre. 

b) Es ist nicht einzusehen, warum nur die Polizei- 
vollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz einer 
solchen Strafdrohung unterworfen werden sollen, 
während die im Falle des Artikels 91 Abs. 2 GG 
den Weisungen der Bundesregierung unterstell- 
ten Polizeikräfte der Länder, insbesondere die 
Bereitschaftspolizeien, nicht die gleiche Straf- 
drohung trifft. 

c) Der Begriff „Notbereitschaft" ist zu allgemein ge- 
halten und beschränkt die Strafdrohung nicht auf 
diejenigen Fälle, in denen eine Gefahr für den 
Bestand und die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Staates besteht. 

d) Wenn man schon auf eine Strafdrohung für Poli- 
zeibeamte glaubt nicht verzichten zu können, 
dann soll diese in das neue Strafgesetzbuch auf- 
genommen v/erden und dann aber für alle Poli- 
zeibeamten gelten. 

e) Es ist nicht einzusehen, warum in Notzeiten nur 
das eigenmächtige Fernbleiben vom Dienst von 
mehr als dreitägiger Dauer unter Strafe gestellt 
werden soll, während ein kürzeres Fernbleiben 
vom Dienst, Dienstflucht, Ungehorsam, Gehor- 
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samsverweigerung usw. nicht mit Strafe bedroht 
werden. 

f) Es erscheint zweckmäßig, die auch in anderen 
Gesetzentwürfen, z. B. über den zivilen Ersatz- 
dienst, Notdienstgesetz, vorgesehenen Strafdro- 
hungen aufeinander abzustimmen und in dem 
BPolBG auf eine Strafdrohung zu verzichten. 

Bei der Abwägung des Für und Wider hielt der 
Ausschuß es für richtig, die Strafdrohung in diesem 
Gesetz zu streichen. 

Zu § 30 (Überleitungsvorschriften) 

Die Notwendigkeit von Überleitungsvorschriften 
ist in der amtlichen Begründung zum Regierungs- 
entwurf näher erläutert. Durch die beschlossene 
Streichung von § 5 Abs. 2 (Eintritt der Polizeivoll- 
zugsbeamten auf Lebenszeit in den Ruhestand — 
wie alle übrigen Beamten — mit dem auf die Errei- 
chung der Altersgrenze folgenden Monatsende) und 
Absatz 3 des Regierungsentwurfs (Unzulässigkeit 
der Hinausschiebung der Altersgrenze) ergibt sich 
zur Vermeidung von Härten für die betroffenen 
Polizeivollzugsbeamten und zur Vermeidung dienst- 
licher Nachteile in der Übergangszeit die Notwen- 
digkeit, für einen angemessenen Zeitraum eine 
Sonderregelung zu schaffen. Dieser Erwägung sollen 


die neu eingefügten Absätze 3a und 3b Rechnung 
tragen. Für die Beamten des Ordnungsdienstes der 
Verwaltung des Deutschen Bundestages ist in 
Absatz 4a eine besondere Übergangsregelung ge- 
troffen worden. 

Zu § 31 (Änderung der Bundesdisziplinarordnung) 

Der Ausschuß hat nicht verkannt, daß die vorgese- 
henen Disziplinarstrafen „Verwaltung der Dienst- 
bezüge und „Ausgangsbeschränkung" im Falle von 
leichtfertigem Schuldenmachen oder überschreiten 
der Sperrstunde tatbezogenere Strafen sind als z. B. 
Warnung und Verweis. Der Ausschuß war jedoch 
auch hier der Auffassung, daß ein Abweichen von 
den für alle Beamten geltenden Bestimmungen nur 
dann gerechtfertigt und zuzubilligen sei, wenn drin- 
gende Rücksichten auf die Eigenart der Verhältnisse 
im Bundesgrenzschutz dazu zwingen. Diese Voraus- 
setzung wurde nicht als gegeben angesehen, so daß 
der Ausschuß beschloß, den § 31 ersatzlos zu strei- 
chen. 

Zu § 34 (Inkraftreten) 

Da die Geltungsdauer des vorl. BPolBG bis zum 
31. August 1960 befristet ist, soll das Gesetz am 
1. September 1960 in Kraft treten. 


Bonn, den 11. Mai 1960 


Kramei 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1425 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 11. Mai 1960 


Der Ausschuß für Inneres 

Kühlthau Kramei 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zus ammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Polizeivoll- 
zugsbeamten des Bundes 
(Bundespolizeibeamtengesetz — BPolBG) 

— Drucksache 1425 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des Bundes 
(Bundespolizeibeamtengesetz — BPolBG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ABSCHNITT I 

Gemeinsame Vorschriften 
§ 1 

Personenkreis 

Polizeivollzugsbeamte des Bundes sind die mit 
polizeilichen Aufgaben betrauten und zur Anwen- 
dung unmittelbaren Zwanges befugten Beamten im 
Bundesgrenzschutz, im Bundeskriminalamt und im 
Bundesministerium des Innern, Welche Beamten- 
gruppen im einzelnen dazu gehören, bestimmt der 
Bundesminister des Innern durch Rechtsverordnung. 


§ 2 

Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften 

Auf die Polizeivollzugsbeamten finden die für 
Bundesbeamte allgemein geltenden Vorschriften 
Anwendung, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 3 

Laufbahnen 

Die Bundesregierung erläßt die besonderen Be- 
stimmungen über die Laufbahnen der Polizeivoll- 
zugsbeamten durch Rechtsverordnung. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des Bundes 
(Bundespolizeibeamtengesetz — BPolBG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


ABSCHNITT I 

Gemeinsame Vorschriften 
§ 1 

Personenkreis 

( 1 ) Polizeivollzugsbeamte des Bundes sind die 
mit polizeilichen Aufgaben betrauten und zur An- 
wendung unmittelbaren Zwanges befugten Beamten 
im Bundesgrenzschutz, im Bundeskriminalamt und 
im Bundesministerium des Innern; welche dieser 
Beamtengruppen im einzelnen dazu gehören, be- 
stimmt der Bundesminister des Innern durch Rechts- 
verordnung. 

(2) Zu den Polizeivollzugsbeamten des Bundes 
gehören auch die Beamten des Ordnungsdienstes 
der Verwaltung des Deutschen Bundestages. 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

Laufbahnen 

(1) Im Polizeivollzugsdienst des Bundes bestehen 
folgende Laufbahnen: 
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Entwurf ßeschlüssedes 6. Ausschusses 

1. Im Bundesgrenzschutz und im Bundes- 
ministerium des Innern 

a) die Grenz] äger- und Unterführerlauf- 
bahn, 

b) die Grenzschutzoffizierlaufbahn. 

2. Im Bundeskriminalamt, im Bundesministe- 
rium des Innern und in der Verwaltung 
des Deutschen Bundestages 

a) die Laufbahn des allgemeinen Krimi* 
naldienstes, 


§ 4 

Polizeidienstunfähigkeit 

(1) Der PolizeivollzugsbeamLe ist dienstunfähig, 
wenn er den besonderen gesundheitlichen Anforde- 
rungen für den Polizeivollzugsdienst nicht mehr ge- 
nügt und nicht zu erwarten ist, daß er seine volle 
Verwendungsfähigkeit innerhalb zweier Jahre wie- 
dererlangt (Polizeidienstunfähigkeit) . 

(2) Die Polizeidienstunfähigkeit wird durch den 
Dienstvorgesetzten auf Grund des Gutachtens eines 
Amtsarztes, im Bundesgrenzschutz eines beamteten 
Grenzschutzarztes, festgestellt. 

§ 5 

Altersgrenze. Eintritt in den Ruhestand. Ausgleich 

(1) Für Polizeivollzugsbeamte bildet das voll- 
endete sechzigste Lebensjahr die Altersgrenze, so- 
weit in § 24 für einzelne Gruppen von Polizeivoll- 
zugsbeamten nicht eine andere Altersgrenze be- 
stimmt ist. 

(2) Der Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit tritt 
mit Ablauf des 31. März oder 30. September, der dem 
Erreichen der Altersgrenze folgt, in den Ruhestand. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann den Ein- 
tritt in den Ruhestand jeweils bis zu einem Jahr, je- 
doch insgesamt um nicht mehr als fünf Jahre, hin- 
aiisschieben, wenn dringende dienstliche Rücksichten 
der Verwaltung im Einzelfall die Fortführung der 
Dienstgeschäfte durch einen bestimmten Beamten er- 
erf Order 11. 

(4) Ein Polizeivollzugsbeamter, der vor Voll- 
endung des fünfundsechzigsten Lebensjahres wegen 
Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand tritt, 
erhält neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich in 
Höhe des Siebeneinhalbfachen der Dienstbezüge des 
letzten Monats, jedoch nicht über achttausend Deut- 
sche Mark. Dieser Betrag verringert sich um jeweils 
ein Fünftel mit jedem Jahr, das über die Alters- 
grenze von sechzig Jahren hinaus abgeleistet wird. 
Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand in 
einer Summe zu zahlen. 


b) die Laufbahn des leitenden Kriminal- 
dienstes im gehobenen Dienst und im 
höheren Dienst. 

(2) Die Bundesregierung erläßt die näheren Be- 
stimmungen durch Rechts Verordnung. 

§ 4 

u n e r ä n d e r t 


§ 5 

Altersgrenze. Eintritt in den Ruhestand. Ausgleich 

(1) unverändert 

(2) entfällt 

(3) entfällt 


(4) unverändert 
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Entwurf 

ABSCHNITT II 

Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz 
und im Bundesministerium des Innern mit 

Ausnahme der Beamten des kriminal polizeilichen 
Vollzugsdienstes 

1. TITEL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 6 

Arten der Beamten 

Die Polizeivollzugsbeamten werden in das Beam- 
tenverhältnis auf Widerruf berufen; sie können zu 
Beamten auf Lebenszeit ernannt werden. 

§ 7 

Gemeinsames Wohnen 

(1) Die Polizeivollzugsbeamten, die noch keine 
fünf Dienstjahre abgeleistet oder noch nicht das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet haben, 
sind auf Anordnung des Dienstvorgesetzten ver- 
pflichtet, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu woh- 
nen und an einer Gemeinschaftsverpflegung teilzu- 
nehmen. 

(2) Andere als in Absatz 1 bezeichnete Polizei- 
vollzugsbeamte können aus Anlaß besonderer Ein- 
sätze sowie bei der Teilnahme an Lehrgängen und 
Übungen zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunter- 
kunft und zur Teilnahme an einer Gemeinschaftsver- 
pflegung vorübergehend verpflichtet werden. 

§ 8 

Eheschließung 

Ein lediger Polizeivollzugsbeamter, der nach § 7 
Abs. 1 in einer Gemeinschaftsunterkunft wohnen 
muß, ist verpflichtet, zur Eheschließung die Erlaubnis 
seines Dienstvorgesetzten einzuholen. 


2. TITEL 

Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf 
§ 9 

Dienstzeit 

(1) Das Beamtenverhältnis des Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf endet mit Ablauf des Monats, 
in dem er das achte Dienst jahr vollendet. Die Ernen- 
nungsbehörde kann mit Zustimmung des Beamten 
die Dienstzeit bis auf fünf Jahre abkürzen oder bis 
auf zwölf Jahre verlängern, wenn ein dienstliches 
Bedürfnis es erfordert. Die Verlängerung der Dienst- 
zeit ist frühestens nach Vollendung des sechsten 
Dienstjahres zulässig.. 

(2) Auf die Dienstzeit nach Absatz 1 können Zei- 
ten eines nach dem 8. Mai 1945 bei einem anderen 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

ABSCHNITT II 

Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz 
und im Bundesministerium des Innern 

1. TITEL 

Allgemeine Vorschriften 
§ 6 

Arten des Beamtenverhältnisses 

unverändert 

§ 7 

unverändert 


§ 8 

entfällt 


2. TITEL 

Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf 
§ 9 

unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 6. Ausschusses 

Dienstherrn abgeleisteten Polizeivollzugsdienstes 
und eines Grundwehrdienstes in der Bundeswehr 
angerechnet werden. Über die Anrechnung, die der 
Zustimmung des Bewerbers bedarf, ist bei der Be- 
rufung in das Beamtenverhältnis zu entscheiden. 


§ 10 § 10 
Entlassung unverändert 

(1) Nach einer ununterbrochenen im Polizeivoll- 
zugsdienst des Bundes abgeleisteten Dienstzeit von 
einem Jahr kann der Polizeivollzugsbeamte auf Wi- 
derruf außer in den Fällen der §§28 bis 30 des Bun- 
desbeamtengesetzes nur entlassen werden, wenn 
einer der in § 31 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
bezeichneten Entlassungsgründe vorliegt. Eine Ent- 
lassung wegen mangelnder Bewährung (Eignung, 

Befähigung, fachliche Leistung) ist nur bis zum Ab- 
lauf einer ununterbrochenen Dienstzeit im Polizei- 
vollzugsdienst des Bundes von drei Jahren, bei 
Offizieranwärtern bis zum Abschluß der Offizier- 
ausbildung, zulässig. 

(2) Bei der Entlassung sind folgende Fristen ein- 
zuhalten: 

bei einer ununterbrochenen Dienstzeit im Po- 
lizeivollzugsdienst des Bundes 

bis zu drei Monaten 

zwei Wochen zum Monatsschluß, 
von mehr als drei Monaten 
ein Monat zum Monatsschluß, 
von mindestens einem Jahr 

sechs Wochen zum Schluß eines Kalender- 
vierteljahres. 

Im Falle des § 31 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes kann der Polizeivollzugsbeamte auf Wider- 
ruf ohne Einhaltung einer Frist entlassen werden. 

(3) Vor der Entlassung durch Widerruf soll der 
Polizeivollzugsbeamte gehört werden. Der Wider- 
ruf ist durch einen schriftlichen, mit Gründen verse- 
henen Bescheid zu erklären. 

(4) Im Falle des § 30 des Bundesbeamtengesetzes 
kann die Entlassung bis zum Ablauf von sechs Mo- 
naten hinausgeschoben werden, wenn überwiegende 
Gründe des Öffentlichen Interesses es erfordern. 


§ 11 § 11 

Berufsförderung unverändert 

Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf in der 
Laufbahn der Grenzjäger und Unterführer erhält 
eine Berufsförderung auf Kosten des Bundes. Sie 
umfaßt 

1. die allgemeinberufliche Ausbildung, 

2. die fachliche Ausbildung oder Weiterbildung 
für das spätere Berufsleben, 

3. die Eingliederung in das spätere Berufsleben. 
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Entwurf 
§ 12 

Allgemeinberufliche Ausbildung 

(1) Die allgemeinberufliche Ausbildung besteht 
in der Vermittlung allgemeinberuflichen Wissens 
und dient 

1. der Hebung des Bildungsstandes des Poli- 
zeivollzugsbeamten, 

2. der Vorbereitung für die fachliche Ausbil- 
dung oder Weiterbildung für das spätere 
Berufsleben (§ 13). 

(2) Die allgemeinberufliche Ausbildung wird 
während der Dienstzeit durch die Grenzschutzfach- 
schulen als Pflichtunterricht, soweit sie der Vorbe- 
reitung für die fachliche Ausbildung oder Weiter- 
bildung für das spätere Berufsleben dient, auf An- 
trag vermittelt. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann auf An- 
trag die Teilnahme an der allgemeinberuflichen Aus- 
bildung, die der Vorbereitung für die fachliche Aus- 
bildung oder Weiterbildung für das spätere Berufs- 
leben dient, im Rahmen der bewilligten Ausbil- 
dungsart über die Dienstzeit hinaus verlängern. Die 
Verlängerung darf jedoch sechs Monate nicht über- 
schreiten. 

(4) Das Nähere über Art, Umfang und Dauer der 
allgemeinberuflichen Ausbildung, die der Vorberei- 
tung für die fachliche Ausbildung oder Weiterbil- 
dung für das spätere Berufsleben dient, regelt die 
Bundesregierung durch Rech tsver Ordnung. 

§ 13 

Fachliche Ausbildung oder Weiterbildung für das 
spätere Berufsleben 

(1) Die Art der fachlichen Ausbildung oder Wei- 
terbildung richtet sich nach der persönlichen Nei- 
gung und Eignung, ihr Umfang nach der Länge der 
Dienstzeit. 

(2) Die fachliche Ausbildung oder Weiterbildung 
wird vor oder nach Beendigung der Dienstzeit auf 
Antrag gewährt, wenn eine Dienstzeit von minde- 
stens fünf Dienst] ahren geleistet worden ist. Sie um- 
faßt 

1. bei einer Dienstzeit von mindestens fünf 
Jahren einen Zeitraum 

bis zu sechs Monaten, 

2. bei einer Dienstzeit von mindestens acht 
Jahren einen Zeitraum 

bis zu einem Jahr sechs Monaten, 

3. bei einer Dienstzeit von zwölf Jahren 
einen Zeitraum 

bis zu zwei Jahren und sechs Monaten. 

Die fachliche Ausbildung oder Weiterbildung erfolgt 
außerhalb der Grenzschutzfachschule in beruflichen 
Bildungseinrichtungen, die auch sonst diese Maß- 
nahmen für die Wirtschaft und den öffentlichen 
Dienst durchführen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 12 

unverändert 


§ 13 

Fachliche Ausbildung oder Weiterbildung für das 
spätere Berufsleben 

(1) Die Art der fachlichen Ausbildung oder Wei- 
terbildung richtet sich nach der persönlichen Nei- 
gung und Eignung, ihr Umfang sowie die Höhe ihrer 
Kosten nach der Dauer der Dienstzeit. 

(2) Die fachliche Ausbildung oder Weiterbildung 
wird vor oder nach Beendigung der Dienstzeit auf 
Antrag gewährt, wenn eine Dienstzeit von minde- 
stens fünf Dienstjahren geleistet worden ist. Sie um- 
faßt 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


Die fachliche Ausbildung oder Weiterbildung kann 
auf Antrag bei einer Dienstzeit von mindestens 
acht Jahren unter Freistellung vom Dienst im letzten 
halben Jahr, bei einer Dienstzeit von zwölf Jahren im 
letzten Jahr der Dienstzeit beginnen. Sie erfolgt 
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Entwurf 


(3) Der Bundesminister des Innern kann auf An- 
trag die Teilnahme an der fachlichen Ausbildung 
oder Weiterbildung, soweit sie nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses liegt, im Rahmen der bewillig- 
ten Ausbildungsart über die Zeiten in Absatz 2 hin- 
aus verlängern. Die Verlängerung darf jedoch ein- 
schließlich einer Verlängerung nach § 12 Abs. 3 ein 
Jahr nicht übersteigen. 

(4) Der Anspruch auf fachliche Ausbildung oder 
Weiterbildung entfällt, wenn das Dienstverhältnis 
des Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf aus an- 
deren Gründen als wegen Ablaufs der Dienstzeit 
oder Polizeidienstunfähigkeit endet. 

§ 14 

Eingliederung in das spätere Berufsleben 

(1) Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, die 
Übergangsgebührnisse nach § 18 erhalten, wird nach 
ihrem Ausscheiden aus dem Polizeivollzugsdienst 
die Eingliederung in das spätere Berufsleben nach 
Maßgabe der §§ 15 bis 17 erleichtert. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Polizeivollzugs- 
beamten werden bei der Erlangung eines ihrer Aus- 
bildung entsprechenden Arbeitsplatzes unterstützt. 
Es sind rechtzeitig Maßnahmen einzuleiten, die eine 
Arbeitsaufnahme im Anschluß an die Beendigung 
des Dienstverhältnisses oder der fachlichen Ausbil- 
dung und Weiterbildung ermöglichen. Wenn die 
volle berufliche Leistungsfähigkeit im neuen Beruf 
erst nach einer Einarbeitungszeit erlangt werden 
kann, kann dem Arbeitgeber ein Anlernzuschuß ge- 
währt werden. Der Bundesminister des Innern erläßt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen und dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung Richtlinien über Höhe und Dauer des An- 
lernzuschusses. 

(3) Die Vermittlung in freie Arbeitsplätze obliegt 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung; dabei ist die nach diesem 
Gesetz gewährte Berufsförderung zu berücksichtigen. 

§ 15 

Anrechnung von Zeiten der fachlichen Ausbildung 
oder Weiterbildung und des Polizeivollzugsdienstes 
bei Arbeitnehmern 

(1) Die Zeit einer fachlichen Ausbildung oder 
Weiterbildung für einen Beruf nach § 13 wird auf 
die Berufszugehörigkeit angerechnet, wenn der frü- 
here Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf im An- 
schluß an die fachliche Ausbildung oder Weiterbil- 
dung in dem erlernten oder einem vergleichbaren 
Beruf sechs Monate tätig ist. Eine vorübergehende 
berufsfremde Beschäftigung bleibt außer Betracht. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

außerhalb der Grenzschutzfachschulen in beruflichen 
Bildungseinrichtungen, die auch sonst diese Maß- 
nahmen für die Wirtschaft und den Öffentlichen 
Dienst durchführen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 

Anrechnung von Zeiten der fachlichen Ausbildung 
oder Weiterbildung und des Polizeivollzugsdienstes 
bei Arbeitnehmern 

(1) unverändert 
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(2) Die Zeit im Polizeivollzugsdienst des Bun- 
des wird bis zur Dauer des Grundwehrdienstes voll, 
im übrigen zu einem Drittel auf die Berufszugehö- 
rigkeit angerechnet. Zeiten einer fachlichen Ausbil- 
dung oder Weiterbildung nach Absatz 1 sind voll zu 
berücksiditigen. 

(3) Die Zeiten einer fachlichen Ausbildung oder 
Weiterbildung und des Polizeivollzugsdienstes, die 
nach den Absätzen 1 und 2 auf die Berufszugehörig- 
keit anzurechnen sind, werden auch auf die Be- 
triebszugehörigkeit angerechnet, wenn der frühere 
Polizeivollzugsbeamte nach Beendigung des Dienst- 
verhältnisses sechs Monate dem Betrieb angehört. 

(4) Bei Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst wer- 
den, soweit nicht günstigere Regelungen bestehen, 
Zeiten einer fachlichen Ausbildung oder Weiterbil- 
dung und des Polizeivollzugsdienstes nach Maßgabe 
der Absätze 1 und 2 auf die Dienst- und Beschäfti- 
gungszeit angerechnet, wenn der frühere Polizei- 
vollzugsbeamte auf Widerruf nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses sechs Monate dem Betrieb oder 
der Verwaltung angehört. 

(5) Auf Probe- und Ausbildungszeiten sowie auf 
Wartezeiten für den Erwerb des Urlaubsanspruchs 
werden Dienstzeiten im Polizeivollzugsdienst des 
Bundes und Zeiten einer fachlichen Ausbildung und 
Weiterbildung nicht angerechnet, 

§ 16 

Zulassungssdiein 

(1) Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf in der 
Laufbahn der Grenzjäger und Unterführer, die Be- 
amte oder Angestellte im öffentlichen Dienst wer- 
den wollen und das fünfunddreißigste Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, erhalten auf Antrag 
einen Zulassungsschein für den öffentlichen Dienst 
des Bundes und der bundesunmittelbaren Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, wenn ihr Dienstverhältnis endet 

1. mit dem Ablauf einer Dienstzeit von zwölf 
Jahren oder 

2. durch Entlassung wegen Polizeidienstun- 
fähigkeit infolge Beschädigung im Sinne 
des § 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengeset- 
zes, wenn vor der Beschädigung dasDienst- 
verhältnis auf zwölf Jahre verlängert wor- 
den ist, 

und wenn sie die allgemeinen Voraussetzungen für 
die Einstellung in den Vorbereitungsdienst einer 
Laufbahngruppe erfüllen sowie den Nachweis der 
Eignung für eine weitere Verwendung im öffent- 
lichen Dienst erbracht haben. Der Zulassungsschein 
ist bei Beendigung des Dienstverhältnisses zu er- 
teilen. 

(2) Den Inhabern des Zulassungsscheines steht 
der Zugang zu den in § 17 bezeichneten Stellen 
offen. Ein Anspruch auf Einstellung wird durch den 
Zulassungsschein nicht erworben. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Die Zeit des Polizeivollzugsdienstes bis zur 
Dauer des Grundwehrdienstes wird auf die Betriebs- 
zugehörigkeit angerechnet, wenn der frühere Poli- 
zeivollzugsbeamte nach Beendigung des Dienstver- 
hältnisses sechs Monate dem Betrieb angehört. 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 16 

Zulassungssdiein 

(1) Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf in der 
Laufbahn der Grenzjäger und Unterführer, die Be- 
amte oder Angestellte im öffentlichen Dienst wer- 
den wollen und das fünfunddreißigste Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, erhalten auf Antrag 
einen Zulassungsschein für den öffentlichen Dienst 
des Bundes und der bundesunmittelbaren Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlidien 
Rechts, wenn ihr Dienstverhältnis endet 

1. unv erändert 

2. durch Entlassung wegen Polizeidienstun- 
fähigkeit infolge Besdiädigung im Sinne 
des § 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengeset- 
zes 


und wenn sie die allgemeinen Voraussetzungen für 
die Einstellung in den Vorbereitungsdienst einer 
Laufbahngruppe erfüllen sowie den Nachweis der 
Eignung für eine weitere Verwendung im öffent- 
lichen Dienst erbracht haben. Der Zulassungsschein 
ist bei Beendigung des Dienstverhältnisses zu er- 
teilen. 

(2) unverändert 
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§ 17 { 

Stellenvorbehalt u n v e 

Die Bundesregierung bestimmt jährlich, in wel- 
chem Umfange den Inhabern des Zulassungsschei- 
nes nach § 16 

1. freie, frei werdende und neu geschaffene plan- 
mäßige Beamtenstellen des einfachen, des mitt- 
leren und des gehobenen Dienstes sowie 

2. freie, frei werdende und neu geschaffene, durch 
Angestellte zu besetzende Stellen, die dem ein- 
fachen, dem mittleren und dem gehobenen Be- 
amtendienst entsprechen und nicht einem vor- 
übergehenden Bedarf dienen, 

beim Bunde und bei den bundesunmittelbaren Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts Vorbehalten werden. 


§ 18 

Übergangsgebührnisse u n v e 

(1) Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf er- 
hält Ubergangsgebührnisse, wenn er wegen Ablaufs 
der Dienstzeit ausgeschieden oder nach einer Dienst- 
zeit von mehr als einem Jahr wegen Polizeidienst- 
unfähigkeit infolge einer Beschädigung im Sinne des 
§ 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes entlassen 
worden ist. 

(2) An Übergangsgebührnissen werden gewährt 
von den Dienstbezügen des letzten Monats 

1. nach einer Dienstzeit von weniger als drei 
Jahren 

fünfzig vom Hundert für neun Monate, 

2. nach einer Dienstzeit von drei bis zu fünf 
Jahren 

fünfzig vom Hundert für ein Jahr, 

3. nach einer Dienstzeit von mehr als fünf bis 
zu acht Jahren 

sechzig vom Hundert für zwei Jahre, 

4. nach einer Dienstzeit von mehr als acht 
und weniger als zwölf Jahren 

siebzig vom Hundert für zweieinhalb Jahre, 

5. nach einer Dienstzeit von zwölf Jahren 
fünfundsiebzig vom Hundert für drei Jahre. 

Unberücksichtigt bleibt eine Überschreitung der 
Dienstzeit, die sich daraus ergibt, daß das Beamten- 
verhältnis nach § 9 Abs. 1 jeweils erst mit dem Ab- 
lauf eines Kalendermonats endet. § 156 Abs. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes gilt entsprechend. Zur Be- 
rechnungsgrundlage gehören nicht die Kinderzu- 
schläge. 

(3) Während der Teilnahme an der fachlichen 
Ausbildung oder Weiterbildung (§13 Abs. 2) nach 
Beendigung der Dienstzeit erhöhen sich die Sätze in 
Absatz 2 Nr. 2 bis 4 auf fünfundsiebzig vom Hun- 
dert. 


s 6. Ausschusses 
i 17 

rändert 


18 

ändert 
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(4) Wird die allgemeinberufliche Ausbildung 
nach § 12 Abs. 3 oder die fachliche Ausbildung oder 
Weiterbildung nach § 13 Abs. 3 verlängert, so kann 
der Bundesminister des Innern für diese Zeit die 
Ubergangsgebührnisse 

1. in den Fällen des § 12 Abs. 1 Nr. 2 auf 
fünfundsiebzig vom Hundert der Dienst- 
bezüge des letzten Monats erhöhen, 

2. in den Fällen des § 13 Abs. 2 über die in 
Absatz 2 bestimmten Zeiträume hinaus in 
gleicher Höhe (Absatz 3) weitergewähren. 

(5) Übergangsgebührnisse können nach Richt- 
linien, die der Bundesminister des Innern erläßt, 
ganz oder teilweise auch einem Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf bewilligt werden, der ent- 
lassen worden ist 

1. nach einer Dienstzeit von mehr als einem 
Jahr wegen Polizeidienstunfähigkeit, die 
nicht die Folge einer Beschädigung im 
Sinne des § 46 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes ist oder 

2. nach einer Dienstzeit von mindestens fünf 
Jahren auf eigenen Antrag, weil das Ver- 
bleiben im Beamtenveihältnis für ihn 
wegen außergewöhnlicher persönlicher 
Gründe eine besondere Härte bedeutet 
hätte. 

(6) Die Übergangsgebührnisse werden in Monats- 
beträgen wie die Dienstbezüge gezahlt. Beim Tode 
des Berechtigten ist der noch nicht ausgezahlte Be- 
trag der Witwe, seinen ehelichen und für ehelich 
erklärten Abkömmlingen oder den an Kindes Statt 
angenommenen Kindern weiterzuzahlen; endet die 
Zeit, für die Übergangsgebührnisse zustehen, inner- 
halb der in § 122 des Bundesbeamtengesetzes für 
das Sterbegeld festgesetzten Frist, so werden die 
Ubergangsgebührnisse bis zum Ablauf dieser Frist 
weitergewährt. Als Ausnahme kann der Bundes- 
minister des Innern die Zahlung auch in größeren 
Teilbeträgen oder in einer Summe zulassen. 

(7) Für die Anwendung des Abschnittes V Unter- 
abschnitt 8 des Bundesbeamtengesetzes gelten die 
Ubergangsgebührnisse als Ruhegehalt, auch bei 
Weiterzahlung an die Hinterbliebenen (Absatz 6 
Satz 2); die Empfänger von Übergangsgebührnissen 
gelten als Ruhestandsbeamte. An die Stelle der 
Höchstgrenzen in § 158 Abs. 2 und § 160 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes treten die Dienstbezüge, 
aus denen die Übergangsgebührnisse berechnet sind. 

(8) § 154 des Bundesbeamtengesetzes ist nicht 
anzuwenden. 

§ 19 

Übergangsbeihilfe 

(1) Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf, der 
einen gesetzlichen Anspruch auf Übergangsgebühr- 
nisse hat oder dem Übergangsgebührnisse bewilligt 
worden sind (§18 Abs. 5), erhält nach einer Dienst- 


§ 19 
u n V e r ä n 


Ausschusses 


d e r t 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


zeit von mindestens zwei Jahren eine Übergangs- 
beihilfe. Der Mindestdienstzeit von zwei Jahren be- 
darf es nicht, wenn der Polizeivollzugsbeamte auf 
Widerruf wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge 
einer Beschädigung im Sinne des § 46 Abs. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes entlassen worden ist. Die 
Übergangsbeihilfe wird in einer Summe bei Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses gezahlt. 

(2) Die Übergangsbeihilfe beträgt für Polizeivoll- 
zugsbeamte auf Widerruf, die nicht Inhaber des Zu- 
lassungsscheines (§ 16) sind, nach einer Dienstzeit 


von weniger als drei 
von drei Jahren 
von vier Jahren 
von fünf Jahren 
von sechs Jahren 
von sieben Jahren 
von acht Jahren 
von neun Jahren 
von zehn Jahren 
von elf Jahren 
von zwölf Jahren 


das Einfache, 

das Eineinhaibfache, 

das Dreifache, 

das Viereinhalbfache, 

das Sechsfache, 

das Siebenfache, 

das Achteinhalbfache, 

das Neunfache, 

das Zehnfache, 

das Elffache, 

das Zwölffache 


Jahren 


der Dienstbezüge des letzten Monats. 

(3) Für Inhaber des Zulassungsscheines beträgt 
die Übergangsbeihilfe zwanzig vom Hundert des 
nach Absatz 2 jeweils zustehenden Betrages. 

(4) Inhaber des Zulassungsscheines können in- 
nerhalb der Zeit, für die ihnen Übergangsgebühr- 
nisse zustehen, unter Rückgabe des Zulassungs- 
scheines die Übergangsbeihilfe nach Absatz 2 
wählen. Der nachträgliche Erwerb des Zulassungs- 
scheines gegen Rückzahlung der nach Absatz 2 ge- 
währten Übergangsbeihilfe ist nicht zulässig. 

(5) Sind Übergangsgebührnisse nach § 18 Abs. 5 
lediglich zum Teil bewilligt worden, so wird die 
Übergangsbeihilfe nur in dem entsprechenden Ver- 
hältnis gewährt. 

(6) Stirbt der Polizeivollzugsbeamte auf Wider- 
ruf nach einer Dienstzeit von mindestens zwei Jah- 
ren oder infolge einer Beschädigung im Sinne des 
§ 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes nach einer 
Dienstzeit von mindestens einem Jahr, so wird die 
Übergangsbeihilfe den in § 18 Abs. 6 Satz 2 be- 
zeichneten Hinterbliebenen gewährt. 


§ 20 § 20 

Versorgung bei Polizeidienstunfähigkeit unverändert 

infolge Dienstbeschädigung 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Widerruf, der 
wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge einer Be- 
schädigung im Sinne des § 46 Abs. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes entlassen worden ist,, erhält für 
die Dauer einer durch die Beschädigung verursach- 
ten Erwerbsbeschränkung einen Unterhaltsbeitrag 
in folgender Höhe; 

1. bei völliger Erwerbsunfähigkeit in Höhe 
des sich nach den §§ 107 bis 119 des 
Bundesbeamtengesetzes ergebenden Ruhe- 
gehaltes, 


17 



Drucksache 1840 (neu) Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüssede 

2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens zwanzig vom Hundert in Höhe 
des der Minderung entsprechenden Teiles 
des Unterhaltsbeitrages nach Nummer 1. 

§ 142 Abs. 6 des Bundesbeamtengesetzes ist anzu- 
wenden. 

(2) Die Hinterbliebenen eines Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf, der an den Folgen einer Be- 
schädigung im Sinne des § 46 Abs. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes verstorben ist, erhalten einen Un- 
terhaitsbeitrag in Höhe des Witwen- und Waisen- 
geldes, das sich nach den §§ 123 bis 129 des Bundes- 
beamtengesetzes unter Zugrundelegung des Unter- 
haltsbeitrages nach Absatz 1 Nr. 1 ergibt. Das gleiche 
gilt für die Hinterbliebenen eines früheren Polizei- 
vollzugsbeamten auf Widerruf (Absatz 1), der an 
den Folgen der Beschädigung im Sinne des § 46 
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes verstorben ist; 
ist der Tod nicht die Folge einer solchen Beschädi- 
gung, so kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe 
des Witwen- und Waisengeldes bewilligt werden, 
das sich unter Zugrundelegung des Unterhaltsbei- 
trages ergibt, den der Verstorbene im Zeitpunkt 
seines Todes bezogen hat. 

(3) Für die Dauer des Bezugs von Übergangs- 
gebührnissen (§ 18) wird der Unterhaltsbeitrag nur 
insoweit gezahlt, als er zusammen mit den Uber- 
gangsgebührnissen die in § 18 Abs. 7 Satz 2 be- 
zeichnete Höchstgrenze nicht übersteigt. Das gilt 
auch für die Zeit, die der Zahlung der Ubergangs- 
gebührnisse in größeren Teilbeträgen oder in einer 
Summe zugrunde liögt (§18 Abs. 6 Satz 3). 

(4) Auf den Unterhaltsbeitrag und die Empfänger 
eines Unterhaltsbeitrages ist § 166 des Bundes- 
beamtengesetzes entsprechend anzuwenden. 


§ 21 

Versorgung bei Dienstunfall u n v e 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Widerruf, der 
wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge eines Dienst- 
unfalles (§ 135 des Bundesbeamtengesetzes) ent- 
lassen worden ist, erhält Unfallfürsorge nach § 142 
des Bundesbeamtengesetzes mit der Maßgabe, daß 
sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge mindestens 
nach der Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes bemessen. 

(2) Für einen durch Dienstunfall verletzten frühe- 
ren Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, auf den 
Absatz 1 nicht anzuwenden ist, gilt § 142 des Bun- 
desbeamtengesetzes außer in den dort bezeichneten 
Fällen der §§ 30, 31 oder 32 auch, wenn sein Be- 
amtenverhältnis wegen Ablaufs der Dienstzeit ge- 
endet hat. 

(3) Für die Hinterbliebenen eines Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf und eines früheren Polizei- 
vollzugsbeamten auf Widerruf gilt § 146 Abs. 1 
und 2 des Bundesbeamtengesetzes. Ist der Tod eines 
Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf oder eines 
wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge eines Dienst- 


s 6. Ausschusses 


§ 21 

rändert 
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Unfalles entlassenen Polizeivollzugsbeamten auf 
Widerruf die Folge des Dienstunfalles, so gilt die 
Maßgabe des Absatzes 1. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 gilt auch 
§ 145 des Bundesbeamtengesetzes. Der Unterhalts** 
beitrag ist in Hohe von zusammen dreißig vom Hun- 
dert des Unterhaltsbeitrages nach § 142 Abs. 2 Nr. 1 
des Bundesbeamtengesetzes, mindestens jedoch in 
Höhe von zusammen vierzig vom Hundert des Min- 
destbetrages nach Absatz 1, zu gewähren. 

(5) § 20 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. 


3. TITEL 

Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit 

§ 22 

Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit 

Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf kann zum 
Beamten auf Lebenszeit ernannt werden, wenn er 
die sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
hierfür erfüllt, die für seine Laufbahn vorgeschriebe- 
nen Fachprüfungen abgelegt hat und ihm ein Amt 
mindestens der Besoldungsgruppe A 6 des Bundes- 
besoldungsgesetzes verliehen ist. 

§ 23 

Versetzung bei Polizeidienstunfähigkeit 

Der Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit soll bei 
Polizeidienstunfähigkeit, falls nicht zwingende 
dienstliche Gründe entgegenstehen, in ein Amt einer 
anderen Laufbahn versetzt werden, wenn er die Be- 
fähigung für die neue Laufbahn besitzt. Ohne seine 
Zustimmung ist die Versetzung nur zulässig, wenn 
das neue Amt mit mindestens demselben Endgrund- 
gehalt wie das bisherige Amt verbunden ist. 

§ 24 

Besondere Altersgrenzen 

Abweichend von § 5 Abs. 1 ist die Altersgrenze 

1. für Leutnante im Bundesgrenzschutz, Ober- 
leutnante im Bundesgrenzschutz und Haupt- 
leute im Bundesgrenzschutz 

die Vollendung des vierundfünfzigsten Le- 
bensjahres, 

2. für Majore im Bundesgrenzschutz 

die Vollendung des sechsundfünfzigsten Le- 
bensjahres, 

3. für Oberstleutnante im Bundesgrenzschutz 

die Vollendung des achtundfünfzigsten Le- 
bensjahres. 

4. für Grenzschutz-Sanitätsoffiziere 

die Vollendung des fünfundsechzigsten Le- 
bensjahres. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


3. TITEL 

Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit 
§ 22 

unverändert 


§ 23 

unverändert 


§ 24 

Besondere Altersgrenzen 

Abweichend von § 5 Abs. 1 ist die Altersgrenze 

1. für Leutnante im Bundesgrenzschutz, Ober- 
leutnante im Bundesgrenzisdiutz und Haupt- 
leute im Bundesgrenzschutz 

die Vollendung des fünfundfünfzigsten Le- 
bensjahres, 

2. für Majore im Bundesgrenzschutz und Oberst- 
leutnante im Bundesgrenzschutz 

die Vollendung des achtundfünfzigsten Le- 
bensjahres. 
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§ 25 

Ruhegehalt 

(1) Bei Anwendung des §110 Abs. 1 Satz 2, des 
§ 141 Nr. 2 und des § 181a Abs. 1 Satz 2 des Bun- 
desbeamtengesetzes ist der Zeitpunkt des Eintritts 
in den Ruhestand wegen Erreichens der Alters- 
grenze maßgebend. 

(2) Für Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit, die 
vor dem vollendeten sechsundfünfzigsten Lebens- 
jahr wegen Erreichens der Altersgrenze in den 
Ruhestand treten, steigt das Ruhegehalt nach einer 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit von fünfundzwanzig 
Jahren bis zu einer solchen von siebenundzwanzig 
Jahren mit jedem Dienstjahr um zwei vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 


4. TITEL 

Sondervorschriften 

§ 26 

Umzugskostenbeihilfe 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Widerruf, der 
einen gesetzlichen Anspruch auf Übergangsgebühr- 
nisse hat oder dem Übergangsgebührnisse bewilligt 
worden sind (§ 18 Abs. 5), erhält bei Beendigung 
des Dienstverhältnisses eine Umzugskostenbeihilfe 
in entsprechender Anwendung des § 2 Abs. 1 Buch- 
stabe b des Umzugskostengesetzes. Das gleiche gilt 
für seine Hinterbliebenen sowie für die Hinterblie- 
benen eines Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, 
der während seines Dienstverhältnisses, jedoch nach 
einer Dienstzeit von mehr als einem Jahr, verstor- 
ben ist. 

(2) Einem früheren Polizeivollzugsbeamten auf 
Widerruf, dem eine Berufsförderung nach § 13 
Abs. 2 gewährt wird, können auf Antrag einmalig 
eine Umzugskostenbeihilfe bis zu achtzig vom Hun- 
dert der Umzugskostenentschädigung nach § 4 des 
Umzugskostengesetzes und daneben die Leistungen 
nach den §§ 6 und 9 des Umzugskostengesetzes be- 
willigt werden, wenn zur Ausübung des späteren 
Berufs ein Umzug erforderlich ist und dieser bis 
zum Ablauf von zwei Jahren nach Beendigung der 
Berufsförderung durchgeführt worden ist. Die Um- 
zugskostenbeihilfe kann ausnahmsweise mit Zu- 
stimmung des Bundesministers des Innern neben 
einer bereits nach Absatz 1 gewährten Umzugs- 
kostenbeihilfe bewilligt werden. 

(3) Einem Polizeivollzugsbeamten im Ruhestand, 
der bei Eintritt in den Ruhestand das vierundfünf- 
zigste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, können 
auf Antrag einmalig eine Umzugskostenbeihilfe bis 
zu sechzig vom Hundert des Grundbetrages nach 
§ 4 des Umzugskostengesetzes und daneben die Lei- 
stungen nach den §§ 6 und 9 des Umzugskosten- 
gesetzes bewilligt werden, wenn zur Begründung 
eines neuen Berufs ein Umzug erforderlich ist, die- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 25 

Ruhegehalt 

(1) entfällt 


(2) unverändert 


4. TITEL 

Sondervorschriften 
§ 26 

Umzugskostenbeihilfe 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Widerruf, der 
einen gesetzlichen Anspruch auf Übergangsgebühr- 
nisse hat oder dem Übergangsgebührnisse bewilligt 
worden sind (§ 18 Abs, 5), erhält bei Beendigung 
des Dienstverhältnisses eine Umzugskostenbeihilfe 
in entsprechender Anwendung des § 2 Abs. 1 Buch- 
stabe b des Umzugskostengesetzes. Das gleiche gilt 
für seine Hinterbliebenen sowie für die Hinterblie- 
benen eines Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, 
der während seines Dienstverhältnisses verstor- 
ben ist. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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ser bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Eintritt in 
den Ruhestand durchgeführt und eine Umzugs- 
kostenbeihilfe nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b des Um- 
zugskostengesetzGs noch nicht gewährt worden ist. 

(4) Der Umzugskostenbeihilfe nach den Absätzen 
1 bis 3 werden die Auslagen zugrunde gelegt, die 
für den Umzug entstehen 

1. nach einem Ort innerhalb des Bundes- 
gebietes einschließlich des Landes Berlin 
bis zum Zielort, 

2. nach einem Ort außerhalb des Bundesge- 
bietes bis zum Ort des Grenzüberganges. 

. (5) Soweit sich die Umzugskostcnbeihilfe nach 
der Umzugskoscenstufe, dem Familien- oder Haus- 
stand oder dem Lebensalter des Beamten bemißt, 
sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Beendigung 
des Dienstverhältnisses zugrunde zu legen. 

§ 27 

Einmalige Flugunfallentschädigung 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamtcr auf Lebenszeit 
oder auf Widerruf, der dem besonders gefährdeten 
fliegenden Personal angehört und während des 
Flugdienstes einen Unfall erleidet, der nur auf die 
eigentümlichen Verhältnisse dieses Dienstes zurüdc- 
zUiühren ist, erhält neben einer beamtenrechtlichen 
Versorgung bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
eine einmalige Flugunfallentschädigung von vierzig- 
tausend Deutsche Mark, wenn er infolge des Un- 
falles in seiner Erwerbsfähigkeit in diesem Zeit- 
punkt um mehr als neunzig vom Hundert beeinträch- 
tigt ist. 

(2) Endet das Dienstverhältnis durch Tod infolge 
eines Unfalles der in Absatz 1 bezeichneten Art, so 
erhalten seine Hinterbliebenen, soweit ihnen ein 
Anspruch auf beamtenrechtliche Versorgung zusteht, 
eine einmalige Flugunfallentschädigung von zwan- 
zigtausend Deutsche Mark. Hinterbliebene im Sinne 
dieser Vorschrift sind die Witwe, die ehelichen Kin- 
der, die für ehelich erklärten oder an Kindes Statt 
angenommenen Kinder und die Kinder aus nichti- 
gen Ehen, die die rechtliche Steilung eines ehelichen 
Kindes haben; das gleiche gilt für die Verwandten 
der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit 
des Unfalles ganz oder überwiegend durch den Ver- 
storbenen bestritten wurde. Sind mehrere An- 
spruchsberechtigte vorhanden, so wird die Flug- 
unfallentschädigung unter ihnen im Verhältnis ihrer 
Versorgungsbezüge aufgeteilt. 

(3) Die Flugunfallentschädigung nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 wird nicht gewährt, wenn der Ver- 
letzte den Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Hat 
bei der Entstehung des Unfalles eine grobe Fahr- 
lässigkeit des Verletzten mitgewirkt, so kann die 
Entschädigung angemessen ermäßigt werden. Hier- 
bei ist insbesondere zu berücksichtigen, inwieweit 
sein Verschulden zur Entstehung des Unfalles bei- 
getragen hat. 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 27 

Einmalige Flugunfallentschädigung 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Lebenszeit 
oder auf Widerruf, der dem besonders gefährdeten 
fliegenden Personal im Sinne des Absatzes 4 ange- 
hört und während des Flugdienstes einen Unfall er- 
leidet, der nur auf die eigentümlichen Verhältnisse 
dieses Dienstes zurückzuführen ist, erhält neben 
einer beamtenrechtlichen Versorgung bei Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses eine einmalige Flug- 
unfallentschädigung von vierzigtausend Deutsche 
Mark, wenn er infolge des Unfalles in^ seiner Er- 
werbsfähigkeit in diesem Zeitpunkt um mehr als 
neunzig vom Hundert beeinträchtigt ist. 

(2) Endet das Dienstverhältnis als Polizeivoll- 
zugsbeamter durch Tod infolge eines Unfalles der 
in Absatz 1 bezeichneten Art, so erhalten seine 
Hinterbliebenen, soweit ihnen ein Anspruch auf be- 
amtenrechtliche Versorgung zusteht, eine einmalige 
Flugunfallentschädigung von zwanzigtausend Deut- 
sche Mark. Hinterbliebene im Sinne dieser Vor- 
schrift sind die Witwe, die ehelichen Kinder, die 
für ehelich erklärten oder an Kindes Statt angenom- 
menen Kinder und die Kinder aus nichtigen Ehen, 
die die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
haben; das gleiche gilt für die Verwandten der auf- 
steigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des Un- 
falles ganz oder überwiegend durch den Verstor- 
benen bestritten wurde. Sind mehrere Anspruchsbe- 
rechtigte vorhanden, so wird die Flugunfallentschä- 
digung unter ihnen im Verhältnis ihrer Versor- 
gungsbezüge aufgeteilt. 

(3) unverändert 
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(4) Für den Personenkreis, der zu dem besonders 
gefährdeten fliegenden Personal im Sinne des Ab- 
satzes 1 gehört, und dessen Tätigkeit gelten die 
§§ 1, 2, 3 und 6 der Verordnung über die einmalige 
Flugunfallentschädigung gemäß § 63 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes vom 18, September 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1384) entsprechend. 

§ 28 

Erstattung der Kosten für eine F achausbildung 

Ein PoUzeivollzugsbeamter, dessen polizeiliche 
Ausbildung mit einer Fachausbildung verbunden 
war und der innerhalb von drei Jahren nach Ab- 
schluß dieser Fachausbildung auf eigenen Antrag 
entlassen wird, muß die Kosten der Fachausbildung 
ersetzen, Fachausbildung in diesem Sinne ist eine 
zivilberufliche Ausbildung außerhalb der Berufs- 
förderung (§§11 bis 14), die im freien Erwerbsleben 
als Befähigung zur Berufsausübung anerkannt ist. 
Auf Ersatz der Ausbildungskosten kann verzichtet 
werden, wenn für den Beamten das Verbleiben im 
Beamtenverhältnis wegen außergewöhnlicher per- 
sönlicher Gründe eine besondere Härte bedeuten 
würde, 

5. TITEL 

Strafvorschrift 

§ 29 

Ein Polizeivollzugsbeamter, der eigenmächtig 
seine Dienststelle verläßt oder ihr fernbleibt und 
während einer von der Bundesregierung angeord- 
neten Notbereitschaft des Bundesgrenzschutzes län- 
ger als drei volle Kalendertage abwesend ist, wird 
mit Gefängnis oder Einschließung bis zu zwei Jahren 
oder mit Haft bestraft. 

ABSCHNITT III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 30 

Überleitungsvorschriften 

(1) Für die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorhandenen, in Abschnitt II bezeichneten Polizei- 
vollzugsbeamten auf Widerruf gilt dieses Gesetz 
mit folgenden Abweichungen: 

1. Auf die Beamten, die sich in einer dem 
§ 11 Nr. 2 und 3 entsprechenden Berufs- 
förderung befinden, sind hinsichtlich der 
Dienstzeit und der Berufsförderung an 
Stelle der §§ 9 und 11 bis 17 die §§ 7 
und 9 des Gesetzes zur vorläufigen Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes weiterhin an- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3a) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
Beamte und Angestellte des Bundesgrenzschutzes 
und des Bundesministeriums des Innern, zu deren 
Dienstobliegenheiten Tätigkeiten der in Absatz 1 
bezeichneten Art gehören. 

(4) Für den Personenkreis, der zu dem besonders 
gefährdeten fliegenden Personal im Sinne der Ab- 
sätze 1 und 3a gehört, und dessen Tätigkeit gelten 
die §§ 1, 2, 3, 6 und 7 der Verordnung über die ein- 
malige Flugunfallentschädigung gemäß § 63 des Sol- 
datenversorgungsgesetzes vom 7. Oktober 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 665) entsprechend. 

§ 28 

entfällt 


5. TITEL 

Strafvorschrift 
§ 29 

entfällt 


ABSCHNITT III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 30 

Überleitungsvorschriften 

(1) unverändert 
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zuwenden. Die Beamten, die eine Dienst- 
zeit von mindestens fünf Jahren abgelei- 
stet haben, erhalten Ubergangsgebühr- 
nisse nach § 18 und Ubergangsbeihilfe 
nach § 19 auch dann, wenn sie auf eigenen 
Antrag zum Zwecke der Eingliederung in 
das spätere Berufsleben entlassen werden. 

2. Die anderen, nicht unter Nummer 1 fallen- 
den Beamten, die unter Berücksichtigung 
der angerechneten Vordienstzeiten eine 
Dienstzeit von sieben Jahren noch nicht 
abgeleistet haben, können innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beantragen, daß ihr Beamten- 
verhältnis nach sieben statt nach acht 
Dienstjahren endet (§ 9 Abs. 1). 

3. Die nach den bisherigen Vorschriften an- 
gerechneten Vordienstzeiten werden wei- 
terhin berücksichtigt. 

(2) Für die vor Inkrafttreten des Gesetzes aus- 
geschiedenen Polizeivollzugsbeamten und ihre Hin- 
terbliebenen gelten an Stelle der §§ 12 bis 14 des 
Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der Polizeivollzugsbeamten des Bundes 
die §§ 20 und 21 dieses Gesetzes; die sonstigen 
Rechtsverhältnisse regeln sich nach bisherigem 
Recht, wobei Änderungen der für Versorgungs- 
empfänger des Bundes allgemein geltenden Vor- 
schriften zu berücksichtigen sind. 

(3) Die Polizeivollzugsbeamten auf Lebenszeit, 
für die dieses Gesetz eine niedrigere Altersgrenze 
als bisher bestimmt, treten, wenn sie die neue 
Altersgrenze beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bereits erreicht haben, mit Ablauf des 31. März 1960 
in den Ruhestand. Ist die Altersgrenze eines Poli- 
zeivollzugsbeamten auf Lebenszeit, für den dieses 
Gesetz eine niedrigere Altersgrenze als bisher be- 
stimmt, vor Inkrafttreten dieses Gesetzes hinaus- 
geschoben worden, so bleibt der sich daraus er- 
gebende Zeitpunkt für den Eintritt in den Ruhe- 
stand unverändert. 


(2) unverändert 


(3) entfällt 


(3a) Für Polizeivollzugsbeamte, 

1. die bei Anwendung des § 16 Abs. 4 des 
Gesetzes zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundes zum 1. Oktober 1960 
oder 1. April 1961 in den Ruhestand tre- 
ten würden, oder 

2. deren Altersgrenze nach § 16 Abs. 3 des 
in Nummer 1 genannten Gesetzes hin- 
ausgeschoben worden ist, 

bleibt der nach bisherigem Recht sich ergebende 
Zeitpunkt für den Eintritt in den Ruhestand unver- 
ändert. 

(3b) Wenn dringende dienstliche Rücksichten der 
Verwaltung im Einzelfall die Fortführung der 
Dienstgeschäfte durch einen bestimmten Beamten 
erfordern, kann der Bundesminister des Innern den 
Eintritt in den Ruhestand jeweils um ein Jahr, je- 
doch nicht länger als bis zum 31. März 1963 hinaus- 
schieben. 
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(4) Ist die Altersgrenze für einen Polizeivollzugs- 
beamten auf Lebenszeit vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes hinausgeschoben worden und der nach § 5 
Abs. 4 zustehende Ausgleich niedriger als die Ab- 
findung nach § 16 Abs. 2 des Gesetzes zur vorläufi- 
gen Regelung der Rechtsverhältnisse der Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes, so erhält der Beamte 
an Stelle des Ausgleichs die Abfindung nach bis- 
herigem Recht, wenn er vor dem 

wegen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhe- 
stand tritt. 


(5) Eine Entschädigung aus einer Flugunfallver- 
sicherung, für die der Bund die Beiträge gezahlt hat, 
ist auf die Flugunfallentschädigung nach § 27 anzu- 
rechnen. 


§ 31 

Änderung der Bundesdisziplinarordnung 

Die Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 761) in der Fassung des 
§ 198 des Bundesbeamtengesetzes vom 14. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 551) und des § 140 des Rah- 
mengesetzes zur Vereinheitlichung des Beamten- 
rechts vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl 1 S. 667) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. §4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 ist an Stelle des Schlußpunktes 
ein Strichpunkt zu setzen und folgender Halb- 
satz anzufügen: 

„bei ledigen Polizeivollzugsbeamten auf Wi- 
derruf, die zum Wohnen in einer Gemein- 
schaf tsunterkunft verpflichtet sind (§ 7 Abs. 1 
des Bundespolizeibeamtengesetzes), außerdem 

Verwaltung der Dienstbezüge, 
Ausgangsbeschränkung. 

Diese Disziplinarstrafen sind ihrer Schwere 
nach zwischen Verweis und Geldbuße einzu- 
ordnen.'' 

b) ln Absatz 2 wird hinter Satz 1 eingefügt: 

„Dasselbe gilt für die Disziplinarstrafen der 
Verwaltung der Dienstbezüge und der Aus- 
gangsbeschränkung. " 

2. Nach § 5 werden folgende Vorschriften eingefügt: 

rr§ 5a 

(1) Die Verwaltung der Dienstbezüge besteht 
darin, daß die Dienstbezüge in Teilbeträgen aus- 
gezahlt werden, die nach pflichtmäßigem Er- 
messen des Dienstvorgesetzten festgesetzt wer- 
den. 

(2) Die Verwaltung der Dienstbezüge dauert 
höchstens drei Monate. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Ist die Altersgrenze für einen Polizeivollzugs- 
beamten auf Lebenszeit vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes hinausgeschoben worden und der nach § 5 
Abs. 4 zustehende Ausgleich niedriger als die Ab- 
findung nach § 16 Abs. 2 des Gesetzes zur vorläufi- 
gen Regelung der Rechtsverhältnisse der Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes, so erhält der Beamte 
an Stelle des Ausgleichs die Abfindung nach bis- 
herigem Recht, wenn er vor dem 1. April 1963 we- 
gen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand 
tritt. 

(4a) Polizeivollzugsbeamte des Ordnungsdienstes 
der Verwaltung des Deutschen Bundestages, die 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes die Altersgrenze 
nach § 5 bereits erreicht haben, treten mit Ablauf des 
31. Dezember 1960 in den Ruhestand. 

(5) unverändert 


§ 31 

entfällt 
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§ 5b 

(1) Die Ausgangsbeschränkung besteht in dem 
Verbot, sich vom Dienstschluß an oder einer be- 
stimmten Stunde danach außerhalb des Unter- 
kunltsbereichs aufzuhalten. Sie kann durch das 
Verbot verschärft werden, für einen Teil oder 
die ganze Dauer der Ausgangsbeschränkung Ge- 
meinschaf ts räume zu besuchen und Besuch zu 
empfangen (verschärfte Ausgangsbeschränkung). 

(2) Die Ausgangsbeschränkung dauert minde- 
stens drei Tage und höchstens drei Wochen." 

3. §11 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Warnung, Verweis, Verwaltung der Dienst- 
bezüge, Ausgangsbeschränkung und Geldbuße 
kann auch der Dienstvorgesetzte durch Diszipli- 
narve rfügung verhängen." 

4. § 24 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Jeder Dienstvorgesetzte ist zu Warnun- 
gen und Verweisen sowie zur Verhängung der 
Verwaltung von Dienstbezügen und der Aus- 
gangsbeschränkung gegen die ihm nachgeordne- 
ten Beamten befugt." 

5. §102 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 Satz 1 erster Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„Verwaltung der Dienstbezüge, Ausgangs- 
beschränkung, Geldbuße, Gehaltskürzung und 
Kürzung des Ruhegehaltes vollstreckt der 
Dienstvorgesetzte;" 

b) Als Absätze 6 und 7 werden eingefügt: 

„(6) Die Verwaltung der Dienstbezüge wird 
durch Auszahlung der Dienstbezüge in den 
durch die Diszipiinarverfügung festgesetzten 
Teilbeträgen vollstreckt. 

(7) Die Vollstreckung der Ausgangsbe- 
schränkung besteht in der Durchführung der 
in der Diszipiinarverfügung getroffenen An- 
ordnungen. Der Dienstvorgesetzte kann die 
Vollstreckung aus dringenden Gründen vor- 
zeitig abbrechen." 

c) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Ab- 
sätze 8 und 9. 


§ 32 § 32 

Verwaltungs Vorschriften unverändert 

Der Bundesminister des Innern erläßt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften. 


§ 33 § 33 

Geltung im Land Berlin unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund der in diesem 
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Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 34 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

§§27 und 30 Abs. 5 treten mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1956 in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 34 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1, September 1960 in Kraft. 
§§ 27 und 30 Abs. 5 treten mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1956 in Kraft. 
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